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ZE IC HENER K L Ä RUN G 

An der baulichen Nutzyn~ (§ 9 Abs. I Nr. I BauGB, §§ l · II BauNVO) 

MI 

GEE 

GE 

Mischgebiet (§ 6 BauNVO) 

Eingeschränktes Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO i. V. m. § I Abs. 
4 BauNVO) 

Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO) 

Maß der baulichen Nu!ZUD~ (§ 9 Abs. I Nr. I BauGB. §§ 16 · 21a BauNVO) 

0,8 Qrundfljcbenz.abl (GRZ) (§ 19 BauNVO) 

(§ Gescbo6flächenz.ahl (GFZ) ( § 20 BauNVO) 

IIO.O I Baumassenzahl (BMZ) (§ 21 BauNVQ) 

Höbe baulieber Anlaeen (}{bA) (§§ 16 u. 20 BauNVO) 

HbA. max. Maximale Gebäudehöbe 

HbA. miJl. Mindestgebäudehöbe 

Bauweise (§ 9 Abs. I Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

0 Offene Bauweise (§ 22 Abs. I u. 2 BauNVO) 

I Abweicbeode Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 

Überbaubare Gmwtgjjcksßä.cty;p Bauljpim BauiWiDUP (§ 9 Abs. I Nr. 2 BauGB, 
§ 23 BauNVO) 

nicbt überlleubare Gnmdstücksflächen 

überbaubare Gnmdsrucksflächen 

-Baugrenze 

Yerkebrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. II und Abs. 6 BauGB) 

•••••• 

Stnßenfläcbe 

Geh· und Radweg 

Gebwegfläcbe 

Grünanlage als Bestandteil von Verkehrsanlagen i. S. von § 127 
Abs.2 Nr .4 BauGB 

Bereiche ohne EiJI- und Ausfaho zur Verkehrsfläche 



Mit Geh- f ahr- und Leilllllesrechrco zu belagcrv!c: ructw:n 
(§ 9 Abs. I Nr. 21 und Iobs. 6 BauGB> 

1:;u:: I Leitungsrecht ZUgunsteD der Stadt Leonberg (Abwasserbe.-;eiti­
gung) 

Leitung~Techt zugunsteo der Technischen Werke der Stadt Stutt­
gan (Gas) 

Leitungsrecht zugunsten der Neclcarwerke (Su om) 

Geh- und Fahrrecht zugwisten des ausgew1esenen Miscbgel)ietes 
(Erschließung) 

Private Grünfläche (§ 9 Abs. I Nr. IS BauGB) 

Private Grünfläche 

Fliil:bcn tür Mitlnah!J!CO rum Schutz. zur Pflege uM rur Entwicldun& von Natur und Land­
~ (§ 9 Abs. I Nr. 20 BauGB) 

PtJanzeeb<>rc uM ptlagzhj!lduoecn (§ 9 Abs. I Nr. 25 ßauGB) 

• • • • • 
• pfb • 
• • • • • 

P1lanzgebot für Einzelbäume 

pflanzgebot I für flächenhafte Anpflanzungen 

pflanzgebot 2 für flächenhafte Anpflanzungen 

pflanzgebot 3 für flächenbaft.e Anpflanzungen 

Pflanzgebot 4 für flächenhafte Anpflanzungen 

Pt1anzbindung für Einzelbäume 

Pflanzbindung (ptb) für tlächenbaft.e Anpflanzungen 



Flächen fiir Aufschürrun~:cn . AbuahunlCD und Stützmauem zur HerneUune t11:s Straßcnkilc­
om (§ 9 Abs. I Nr. 26 und Abs. 6 BauGB) 

Stützmauer 

I I I I I I Bö.<;ebuog 

Räymljcber Gcltun~:sbercjch (§ 9 Abs. 7 BauGB) 

• • • • • 
iJ( l( )( )( )( 

Grenze des riumlicbeo Geltungsboeicbes des Bebauungsplanes 

Abgrcnzungen unterschiedlicher Festsetzungen der Art der bauli­
eben Nutzung sowie der Grund- uod Gcscbo8tläcbeo.zabl 

AbgrCUllUigcn unterschiedlicher Festsetzungen der Höbe der 
baulieben Anlagen 

Son.cg~:e Fegymtpgco (Bauordoungsrecbtiicbc Festsetzungen) 

.FD Flachdach 

Fülls;bema der NuiZIIAfSSfhahlopc 

.-

Baugebiet 

Gnmdflicben­
za.hl 

Bauweise 

Gescboftfllrbenuhl I 
&nm•svn7ahl 

Dachfonn 
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TEXTTEIL 

Im Geltungshereich des Bebauungsplanes werden in Ergänzung der Eintragungen im tageplan 
tolgende Fest~tzungen getroffen: 

I. Planuna:srecbtliche Festsetzuna:en (BauGB und BauNVO) 

I. Art der hauliehen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. I BauGB, ~§ l-15 BauNVO) 
entsprechend Planeinschrieb 

I . I Misch~:ebiet (MI) (§ 6 BauNVO) 

Im festgesetzten Mischgebiet sind die Nutrungen nach § 6 Abs. 2 Nr. I und 2 
BauNVO zugelassen . 

• 
Die nach § 6 Abs. 2 Nr. 3 - 8 BauNVO allgemein zugelassenen Nutzungen sind nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulässig (§ I Ahs. 5 BauNVO). 

Die nach § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise vorgesehenen Nutzungen sind nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulässig (~ I Abs. 6 BauNVO) . 

I 2 Ein~hränkte Gewerbe~ebiete (GEE) (§ 8 BauNVO i.V. mit§ 1 Abs. 4 BauNVO) 

In den eingeschränkten Gewerbegebieten (GEE l und GEE 2) sind Anlagen im Sinne 
von § 8 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 und 2 BauNVO mit folgenden Einschränkungen 
zulässig: 

a) zulässig sind nur das Wohnen nicht wesentlich störende Betriebe im Sinne von 
§ 6 Ahs. 1 BauNVO (§ 1 Abs. 4 BauNVO); 

b) nicht zulässig sind EinzeJhandelsbeaiebe· (Supermärkte, Fachmärkte etc. )! · 
Scbank- und Spei~wirtschaften und Betriebe des Beherbergungsgewerbes. 
Ausnahmsweise sind auf überbaubaren Grundstück:stlächen Verkaufsflächen als 
untergeordnete Anlagen i . V . mit Gewerbe- und Handwerksbetrieben zulässig 
(§ l Abs. 9 BauNVO i. V. m. § I Abs. 5 BauNVO); 

c) nicht zulässig sind Lagerplätze (§ 1 Abs. 5 BauNVO). 

Die nach § 8 Abs. 2 Nr. 3 und 4 BauNV)O allgemein zugelassenen Nutzungen sind 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht .zulässig (§ I Abs. 5 BauNVO). 

Die nach § 8 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise' zugelassenen Nutzungen sind nicht Be­
standteil des Bebauungsplanes und somit unzulässig (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). 

1.3. Gewerbe~ebiet (GE) (§ 8 BauNVO) 

Im Gewerbegebiet (GE) sind Anlagen i.S. von § 8 Abs. 1 und 2 Nr. l . 2 und 3 
BauNVO mit to tgender Einschränkung zulässig: 

a) nicht zulässig sind Lagerplätze die nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der Nutzung des ansässigen Gewerbebetriebes stehen ( I Abs. 5 BauNVO); 

b) nicht zulässig sind Einzelhandelsbetriebe (Supermärkte, Fachmärkte etc.). 
Schank- und Speisewirtschaften und Betriebe des Beherbergungsgewerbes . 
Ausnahmsweise si A Nd auf überbaubaren Grundstücksflächen Verkaufsflächen 
als untergeordnete Anlage i. V. mit Gewerbe- und Handwerksbetrieben zuläs­
sig(§ I Abs. 9 BauNVO i . V. m. § l Abs. 5 BauNVO). 



Die nach ~ H Abs. 2 Nr. 4 BauNV 0 allgemein zugelassenen Nutzungen sind nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulässig (§ I Abs. 5 BauNVOJ. 

Die nach ~ H Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zugelassenen Nutzungen sind nicht Be­
standteil des Bebauungsplanes und somit unzulässig (§ I Abs. 6 Nr. I BauNVOJ. 

2. Maß cler baulichen Nutzuni (§9 Abs. I Nr. I BauGB, § 16-21 a BauNVO) 
siehe Eintrag in der Nutzungsschablone 

2. 1 Höhe bauheller Anla~:en (HbA) (§§ 16 und 18 BauNVO) 
siehe Eintrag in den überbaubaren Grund\tück.~flächen 

• 

Die Höhen der baulichen Anlagen sind als Mindest- und Höchstmaße über der angege­
benen Bezugshöhe festgelegt. 

HbA 1 = 

HbA 2 = 

Mindesthöhen und maximale Höhen der baulichen Anlagen, gemessen 
zwischen der festgelegten Geländeoberfläche und Oberkante Dach. 

Dachaufbauten (Attika oder Dachbegrünungen) dürl"en eine maximale 
Höhe von zusätzlich 0,60 m betragen. 

Ausnahmsweise können die Höhenbegrenzungen fiir technisch erforder­
liche untergeordnete Bauteile bis max. 3,50 m überschritten werden . 

Maximale Höhen der baulichen AnJagen (ohne Attika und Dachbegrü­
nungen) im Normalnullsystem (Neues System). 

Dachaufbauten (Attika oder DachbegrOnungen) dürfen eine maximale 
Höhe von zusätzlich 0,60 m betragen. 

Ausna4men (§ 16 Abs. 6 BauNVO) 
Von den Abgrenzungen unterschiedlicher Festsetzungen der Höhen der Dachoberkan­
ten köMen Ausnahmen zugelassen werden, wenn die generelle ~1ädtebauliche Gestal-
rung eingehalten ist . · 

3. Bauweise (§ 9 Abs. I .Nr. 2 BauGB, § 22 Abs. 22 BauNVO) 
entsprechend Planein..;;chrieb 

Cl = 

al = 

a2 = 

offene Bauweise (§ 22 Abs. I u . 2 BauNVO) 

Abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 
Es sind Gebäude und OebäudegJUppen ohne Längeobe.~hränlrung im 
Sinne der offenen Bauweise zugelassen. 

Abwe ichende Bauweise (!$ 22 Abs . 4 BauNVO) 
Abweichende Bauweise im Sinne der offenen Bauweise. Ausnahm~weise 
können die Gebäude auf der Ostseite, entlang der Abgrenzung unter­
schiedlicher Nutzungen. ohne Abstandsflächen errichtet werden. . . 

4 . Überhaubare Grundstikkstläche (§ 9 Ahs. I Nr. 2 BauGB und § 23 Abs. 5 BauNVO) 

ent."Jlrechend Festlegung im Lageplan 

Baumnzen 

Die Gebäude sind innerhalb der Abgrenzungen der Baugrenzen zu e~1elleo . 

Ausnahmsweise kann ein Vortreten von untergeordneten Gebäudeteilen über die fest­
gelegte Baugrenze his max. I ,0 m zugelassen werden. 
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Zwischen der mit A und 8 markierten Baugrenze entlang der Si~mensstraße kann ein 
Vortreten von Gebäudeteilen über die festgelegte Baugrenze auf max. 50 % der Bau­
grenzenlänge bis max. I ,50 m zugelassen werden. 

Verkebrstlächen (§ 9 Abs. l Nr. 11 BauGB) 

siehe Festlegung im Lageplan 

Entlang der Gebersheimer Straße und Römerstraße sind keine Zu- oder Abfahrten 
zulässig. 

Mit Rechten zu beiastende Flächen(§ 9 Abs. I NR. 21 BauGB) 

Die im Lageplan ausgewiesenen Leitungsrechte dienen zur Sicherung der bestehenden 
Ver- und Entsorgungsleitungen. 

Diese Flächen können ausnahmsweise überbaut werden unter der Bedingung, daß die 
Funktionen des Leitungsrechtes entsprechend der Festsetzung im Lageplan einwandfrei 
gewährleistet sind, die Leitungen von jeglicher Bodenpressung und Fundamentation 
von Bauwerken freigehalten werden und dje lichten Höhen entspreChend Festsetzung 
im Lageplan eingehalten werden. 

Das im Lageplan ausgewiesene Geh- und Fahrrecht dient zur Erschließung des ausge­
wiesenen Mischgebiets. 

Private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) und Fläcben fiir Maßnahmen zum 
Schutz. zur~ und Entwicklun2 von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. I Nr. 20 
BauGB) 

Die ausgewiesene 'private Grünfläche entlang der Gebersheimer Straße wird als Fläche 
zum Schutz, zur Ptlege und Entwicklung von Natur und Landschaft nach § 9 Abs. 1 
Nr. 20 BauGB testgesetzt Auf den Flächen sind bestehende Biotope wie Strauch- und 
Baumgruppen sowie Wiesen zu erhalten bzw. zu entwickeln (siehe Nr. 8. 1 - pfg4) 

Darüberhinaus ind die im Plan dargestellten Einzelbäume als hochstämmige Obst­
häume zu ptlanzen (siehe 8.1 a) ) hzw. lU erhalten (siehe 8.2 a) ) . 

Alle Wiesentlächen sind nur einmal pro Jahr zu mähen. 

Auf den Grünordnungsplan des Landschaftsplaners Prof. Schreiber wird hingewiesen 
(DS 1995 Nr. P 2411). 

Flächen fiir pt)anzeebote und ptlanzbimlune ((§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB. § 73 1\hs. 1 
Nr. 5 LBO) 

Ptlanz~ebote (§ 9 1\hs. 1 Nr. 25a BauGB) 



al Pflanz~ebot für Einzelbäume 

8 
i\uf den dargestellten Standorten sind großlcronige Bäume der folgenden 
Anen mit mindestens 14 cm Stammumfang zu pflanzen. w unterhallen 
und bei Ahgang zu ersetten: 

Spitzahorn {AC:er plat.anoides), Bergahorn (Acer pscudoplatanu.~) . esche 
(Fruinus excelsior), Stieleiche (Quercus robur). Winter-Linde (Tilia 
cordata), Vogelkirsche (Prunus avium). ObSthochstiimme. 

h) Pflanz~:ebor für f)äcbenbafte Anollanzyn~t:n 

pfg 1-

pfg 2 -= 

pfg 3 -

pfg 4 -

Die dargt:Stellten Flächen sind mit Sträuchern und bodendecken­
den Ptlanz.en gä.rtneri~h anzulegen und zu unterbalttn. Je 
150 m1 Fläche ist unter Einhalrung des geseulich vorgeschrie~­
nen Grenzabstandes zusättlich mindest.ens I Baum zu pllanzen. 
Für Gebäudezugänge kann das Pflanzgebot unterbrochen wer­
den. 

Die durch Planzeichen ausge)Yieseoen Flächen Sind als Grün·, . 
lläcben -änzulegen und zu erhalten. 

Entlang des ausgewiesenen Fahr- und Gel:ltechts können: 

a) im Bereich des Gewerbegebiets (GE) Zufahrten und 
Vorplätze zugelassen werden; 

b) irn Bereich des Mischgebiets (MI) :~:wischen den ausge­
wiesenen Einzelbäumen Stellplätze zugelassen werden. 

Die dargc:s1.cllten Flächen sind mit Gehölzen verschiedener Hö­
henstufeo ~wischen > 1,00 m und < 12,00 m (Wuch.~höhe 
nach 10 Jahren) anzupflanzen, zu un[erhalten und bei Abgang zu 
ersetzen. Je I 50 m' Räche ist unter Einbalrung des gesetzlich 
vorgeschriebenen Grenzabstandes zusätzlich zu den llächendek­
kenden S[f8uchpflanzungen jeweils mind. I Baum zu pflanzen. 
Bereits vorhandene Gc:hülu sind zu erhalten und bei Ahgang ,u 
ersetzen. 
Zur Anw~ndung ~ollen üllerwiegend folgende Gchöl:tarttn kom· 
men: 

Räume: 
Stieleicht: (Quercu.~ robur). Rotbuche (Fagus ~ilvalica) , Hainhu­
che (Carpinu.~ betulus), Vogelkirsche (Prunus avium). Feldahorn 
(Acer campestre). Esche (Frax.inus excelsior). Winter-L1nde 
IT1Lia cordat.a). Spitzahorn (Acer platanOide~). Oh~mmbüsch~ 
Apfel und Birne. 

Stri.uc her: 
ScbJtlbdorn (Prunus spinosa). Hasel (Corylus avellana). llar­
trtegel (Comus sanguinea). Liguster (Lig~e>'lrum vulgare), Weiß­
dorn (Crat.aegus monogyna). Heckenkirsche (Lonicera xylo­
steum). Hundsrose (Rosa canina). Sclmeehall (Viburnum Iama­
na). Holunder (Samhucus nigra). 

Auf den Flachen ~ind llestehende Strauch- und Baumgruppen tu 
erhalten und durch tlachtge Pfl3ß2ung von \'tandortgercchto:n 
<.iehölten überwiegend folgender Arten ~u ergan1en· 



Schlehe (Prunus spinosa). Hundsrose (Rosa canina) . Weißdom 
(Crataegus monogyna) , Weißdom (Crataegus laevigata) . Liguster 
(Ligustrum vulgare), Pfaffenhütchen (Euonymus eurpaea) , Har­
triegel (Comus sanguinea). 

8 .2 Pilanzbindun2 (§ 9 ( l) Nr. 25 b BauGB) 

a) Pflanzbindun2 für Einzelbäume 

8 Die durch Planzeichen markierten Bäume sind zu erhalten , zu pflegen 
. h und het A gang zu ersetzen. 

h) Ptlanzbindun2 für flächenhafte Anpflanzun2en 

pfb = Die auf den dargesteJJten Flächen vorhandenen Bäume und Sträucher 
sind zu erhalten, zu pflegen und bei Ausfällen ihrer Eigenart entspre­
chend wieder zu ergänzen. 

Auf die Baumschutzverordnung vom 23 . 12. 1992 wird hingewiesen. 

9. Flächen für Aufschünun2en. Abwbun2en und Stützmauem zur Herstellun2 des Stras­
senkörpers (§ 9 Ahs. I Nr. 26 BauGB) 

9.1 Böschungen und Stützmauern, die zum Ausgleich der Höhenunterschiede zwischen den 
Baugrundstücken und den öffentlichen Verkehrsflächen erforderlich sind (Straßenbö­
schungen) können auf den Baugrundstücken angelegt werden und sind dort zu dulden . 

Sie sind Bestandteil der Vt:rkehrsanlagen, nicht jed<Xh der Verkehrstlächen. Ist in der 
Planze1chnung nichts anderes festgesetzt , so gilt ein , die öftentlichen Verkehrstlächen 
begleitender 2,00 m breiter Grundstücksstreifen als Fläche für d1e Aut'\ hüttung und 
Abgrabungen rum Ausgleich topographischer Unebenheiten. 

9.2 Die Eigentümer der Grundstücke dürfen zur Verkürzung der Straßenböschungen auf 
eigene Kosten Stützmauem (nur in Sichtbeton, Mauerwerk oder Holz) errichten. die 
nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen sind. Stützmauem sind his zu einer Höhe von 
l ,00 m zulässig . 

9 . 3 Stützfundamente, die heim Setzen. von Rahaltensteinen und Randsteinen zur Abgren­
zung zwischen öffentlichen Verkehrstlächen und privaten Grundstückstlächen er­
forderlich werden, sind auf den privaten Grundstückstlächen bis zu einer Breite 
von 0,50 m zu dulden . Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen 
und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung e1nscbließlich der Be­
leuchtungskorper sowie Kennzeichen und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen 
auf seinem Grundstück zu dulden (§ 126 Abs. l BauGB). 

n. Bauordnun~srecbtlicbe Festsetzun~en {§ 9 Abs. 4 BauGB, § 73 LBO) 

I. Äußere Gestaltun2 der baulichen Anla~ (§ 73 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

Die Außenflächen dürfen nicht in grellen und dunklen (schwarz, aothrazit) Farben 
sowie mit stark re tlelctierenden Materialien ausgeführt werden. 

Fenster- bzw. öffnungslose Außenwandflächen sowie sonstige zusammenhängende 
Wandteilflächen zwischen Fenstern oder Öffnungen, die größer als 100 m2 sind, sind 
mit geeigneter Vegetation und gegebenenfalls erforderlichen Wuchshilfen dauerhaft zu 
begriinen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGß i . V. m. § 9 Abs . I Nr. 20 BauGB und § 9 
Abs. 3 BauGB). 



Zur Gliederung der Baukötper entlang öffentlicher Erschließungsstraße ist nach max. 30,00 m 
.--~-Gebäudelänge ein Gebäudeversatz in Form eines Gehäudevor- oder -rüc.ksprunges in einer 

~ M~ite von. mind. 2 ,00 mundeiner Tiefe von mind. 1,00 m vorgeschrieben. (!)·. -.·· 
· ,Pr h(i rm ·· n ' 
~er -

Im Gewerbegebiet (GE) und im eingeschränkten Gewerbegebiet (GEE 1) sind Flach­
dächer, flach geneigte Dächer mit einer max. Neigung von LOO sowie Sheddächer 
zulässig. 

Im eingeschränkten Gewerbegebiet (GEE 2) und Mischgebiet (MI) sind nur Flachdä­
cher zulässig. 

Ausnahmsweise können im Gewerbegebiet (GE) und eingeschränkten Gewerbegebiet I 
(GEE I ) andere Dachtonnen zugelassen werden, wenn es die Eigenart des Betriebes 
erfordert und städtebauliche Gründe nicht entgegenstehen. 
Die Flachdächer und flachgeneigten Dächer mit einer max . Neigung von 100, die in 
ihrer Aufsicht mehr als 100 m' groß sind, sind mit geeigneter Vegetation auf Substrat 
dauerhaft und Bächendeckend zu begrünen und zu unterhalten. FaJls technisch erfor­
derlich können his zu 50 % dieser Dachflächen als Ausnahme unbegrünt bleiben_ 
(~ 9 Abs . 1 Nr. 20 und 25 BauGB, § 9 Abs. 3 BauGB) 

3 . Werbeanla2en (§ 73 Abs .· l Nr . 1 und 2 LBO) 

Werbeanlagen sind genehrnigungspflicbtig . 
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung oder des Vertriebes zugelassen. 

4. Außenantennen (§ 73 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Pro Gebäude ist nur eine Außenantenne zulässig. 

5. Freileitun2en (§ 73 Abs. l Nr. 4 LBO) 

Alle der Versorgung des Gebietes djenenden Leitungen sind unterirdisch zu verlegen . 
Niederspannungsfreileitungen sind nicht zugelassen. 

6. La~erplätze (§ 73 Abs. 1 Nr. 5 LßO) 

Lagerplätze, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem ansässigen Gewerbe ste­
hen, sind gegen Einsicht von den öffentlichen Erschließungsstraßen abzuschirmen. 

111. Kennzeicbnun& you flächea (§ 9 Abs. 5 BauGB) 

I. f lächen. deren Böden erhebheb mit umwelt&efabrdenden Stoffen belastet sind (§ 9 
Abs. 5 Nr. 3 BauGB) 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist gekennzeichnet als Fläche, deren Boden 
erbeblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet ist. 

Vor Baumaßnahmen sind die Flächen historisch und ggf. technjsch zu erkunden und 
nach den geltenden gesetzlieben Bestimmungen zu sanieren. 



IV . Nachrichtliebe Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB) 

1. Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz 

Jegliche Maßnahmen, die das Grundwasser berühren könnten, bedürfen der wasser­
rechtlichen Genehmigung. 
Auf die Bestimmungen des WasserhaushaJtsgesetzes und des Wassergesetzes fiir Ba­
den-Württemberg wird verwiesen. 

2.. Bodenschutz 

Auf die Ptlicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschuttgesetzes (BodSchG) 
insbesondere auf § 4 sowie auf das Merkblatt "Regelungen zum Schutz des Bodens" 
des Amtes fiir Wasserwirtschaft und Bodenschutz wird verwiesen. 

3. Denkmalschutz 

Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Bodenfunde entdeckt werden. 
Diese sind unverzüglich dem Laudesdenkmalamt oder der Gemeinde anzuzeigen . Der 
Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktags nach der Anzeige in 
unverändertem Zustand zu halten, sofern nicht die DenkmaJschutzbehörde oder das 
Landesdenkmalamt mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist (§ 20 DenkmaJ­
schutzgesetz). 

V. Hinweise 

l . Ener~ie~ewinnun~ 

Aus Gründen der Umweltvot:Sorge sind regenerative Energiesysteme erwünscht. Im 
Rahmen der Festsetzungen sind diese Anlagen zulässig. 

2. . Bundesimmissjoosschutz~esetz 

Wesentliche Änderungen oder Erweiterungen von nach dem BlmSchG genehmigungs­
bedürftigen AnJagen im Gewerbegebiet können ausnahmsweise zugelassen werden, 
soweit durch Gutachten von Stellen nach § 26 BlmSchG nachgewiesen wird, daß für 
die Nachbarschaft keine unzulässigen Immissionen zu befürchten sind. 

3. Ordnun~swidriwiten 

Verstöße gegen die örtlichen Bauvorscbriften (§ 73 LBO) werden aJs Ordnungswidrig­
keit nach § 74 Abs. 2 und 3 LBO behandelt. 



ANGEZEIGT 


